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Kann bei einem Antrag nach § 25 VersAusglG der betriebliche Versorgungsträger die Witwenrente mit „befreiender Wirkung“ nach § 30 VersAusglG zahlen?
Ich möchte Ihnen heute einen Sachverhalt aufzeigen, der sich tatsächlich „in der Praxis“ ereignet hat. 
Sachverhalt: 
Es wurde ein Antrag auf Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung nach § 25 VersAusglG beim zuständigen Familiengericht gestellt. Der verstorbene frühere Ehemann hat eine Witwe hinterlassen, die vom betrieblichen Versorgungsträger eine Witwenrente erhält. Im Verfahren nach § 25 VersAusglG waren die Antragstellerin, die Witwe und der betriebliche Versorgungsträger Beteiligte am Verfahren (§ 219 FamFG), so dass sowohl die Witwe als auch der Versorgungsträger wissen bzw. wissen mussten, dass der früheren Ehefrau (Antragstellerin) einen Teil der Betriebsrente als „Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung“ zusteht, so dass die weiterhin an die Witwe in der bisherigen Höhe (60 % der Betriebsrente) gezahlte Betriebsrente ab Rechtshängigkeit teilweise der geschiedenen Ehefrau zusteht. 
Nachdem das Familiengericht über den Antrag nach § 25 VersAusglG entschieden hat, hat der Versorgungsträger der Antragstellerin mitgeteilt, dass die Versorgung an die Antragstellerin erst ab dem Ersten des Monats nach Kenntnis über die Rechtskraft der Entscheidung gezahlt werde. Für die Vergangenheit, das heißt für die Zeit ab Rechtshängigkeit bis zum Zeitpunkt, ab dem der Versorgungsträger die Versorgung zahlt, macht der Versorgungsträger die Anwendung des § 30 VersAusglG geltend und weist die geschiedene Ehefrau darauf hin, dass diese die ihr ab Rechtshängigkeit zustehende Rente unmittelbar bei der Witwe geltend machen soll/muss (§§ 812, 816 BGB). 

Die Antragstellerin macht diesen Anspruch bei der Witwe geltend und diese gibt ihr zur Antwort, dass sie die Witwenrente verbraucht und keine Ersparnisse habe, so dass sie die der Antragstellerin für die Vergangenheit zustehende Versorgung nicht zahlen kann. 

Mit dieser „Regelung“  - Verweisung auf § 30 VersAusglG - bin ich nicht einverstanden und begründe dies wie folgt: 

Sowohl die Witwe als auch der betriebliche Versorgungsträger wussten als Beteiligte am Verfahren, dass die frühere Ehefrau Anspruch auf die Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung hat. Der Versorgungsträger wusste außerdem, wie hoch dieser Anspruch war, da er gegenüber dem Familiengericht die Auskunft über die Höhe der Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung erteilt hat. Somit wäre es für den Versorgungsträger möglich gewesen, in Höhe des Anspruchs der Antragstellerin die Witwenrente SOFORT zu kürzen und der Witwe lediglich den „Restbetrag“ auszuzahlen, damit der Versorgungsträger der früheren Ehefrau die ihr ab Rechtshängigkeit zustehende Versorgung zahlen kann, ohne dass die frühere Ehefrau sich an die Witwe wenden muss, um ggf. zu erfahren, dass die Witwe nicht in der Lage ist, die ihr zu Unrecht gezahlte Rente an die frühere Ehefrau „herauszugeben“. 
Ich „empfehle“ daher bei gleichgelagerten „Fällen“, dass die frühere Ehefrau sofort bei Antragstellerin sowohl die Witwe als auch den Versorgungsträger darüber informiert, dass ihr ab Rechtshängigkeit ein Teil der Witwenrente als „Teilhabe an der Hinterbliebenenversorgung“ zusteht und dass sie beantragen sollte, dass der Versorgungsträger die Witwenrente unverzüglich um den Betrag kürzt, den er gegenüber dem Familiengericht als Versorgung der geschiedenen Ehefrau mitgeteilt hat. Dann würde weder eine Überzahlung an die Witwe erfolgen noch müsste die geschiedene Ehefrau sich an die Witwe wenden. 
Viele Grüße aus Meckenheim sendet Wilfried Hauptmann 
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